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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
MARCO DARMON 

vom 29. September 1987 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Mit der vorliegenden Klage wegen Ver­
tragsverletzung wird beantragt, festzustellen 

— zum einen, daß die Republik Griechen­
land aufgrund der Artikel 2, 143 und 
145 der Akte über den Beitritt Griechen­
lands zu den Europäischen Gemein­
schaften 1 verpflichtet war, zum 1. Ja­

nuar 1981 „die erforderlichen Maßnah­
men in Kraft [zu setzen], um den Richt­
linien und Entscheidungen im Sinne des 
Artikels 189 des EWG-Vertrags... nach­
zukommen" 2 (erste Rüge) ; 

— zum anderen, daß die Republik Grie­
chenland dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus der Akte über den Beitritt, 
aus dem EWG-Vertrag und aus Artikel 
2 der Richtlinie vom 11. Mai 1960 in der 
Fassung der Richtlinie vom 18. Dezem-

* Aus dem Französischen übersetzt. 
1 — ABl. L 291 vom 19. 11. 1979. 

2 — Erste Richtlinie des Rates vom 11. Mai 1960 zur Durch­
führung des Artikels 67 des Vertrages (ABl. vom 12. 7. 
1960, S. 921); zweite Richtlinie vom 18. Dezember 1962 
zur Ergänzung und Änderung der ersten Richtlinie (ABl. 
vom 22. 1. 1963, S. 62). 
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ber 1962 verstoßen hat, daß sie der Ban­
que de Paris et des Pays-Bas (Belgien) 
(im folgenden: Paribas) nicht erlaubt 
hat, den Liquidationserlös aus Anlagen 
in Schuldverschreibungen der Griechi­
schen Bank für industrielle Entwicklung 
(Hellenie Industrial Development Bank, 
im folgenden: HIDB) zu repatriieren 
oder einem konvertiblen Konto gutzu­
schreiben (zweite Rüge) und die „ange­
wachsenen", d. h. aufgrund des Anlage­
geschäfts erworbenen Zinsen einschließ­
lich der Einlage auf einem Sperrkonto 
von 1984 bis 1986 zu repatriieren (dritte 
Rüge). 

2. In der mündlichen Verhandlung hat die 
Kommission eingeräumt, 

— daß die beiden Richtlinien durch das am 
19. Mai 1986 veröffentlichte Dekret des 
Präsidenten Nr. 170/86 umgesetzt wor­
den sind und 

— daß im Fall Paribas während des Ver­
fahrens neue Entscheidungen der zu­
ständigen griechischen Stellen ergangen 
sind, mit denen diese ihren Verpflichtun­
gen aus dem Gemeinschaftsrecht nach­
gekommen sind. 

Gestützt auf Ihre Rechtsprechung macht die 
Kommission jedoch geltend, die vorgewor­
fenen Vertragsverletzungen müßten festge­
stellt werden, weil sie ein Interesse daran 
habe, daß den Mitgliedstaaten ihre Verant­
wortung gegenüber den anderen Mitglied­
staaten wie auch gegenüber dem einzelnen 
vor Augen geführt werde. "Was die zweite 
und dritte Rüge angehe, bleibe das Problem 

• der unmittelbaren Anwendbarkeit der inzwi­
schen umgesetzten Richtlinien und des Arti­
kels 67 Absatz 2 oder des Artikels 106 Ab­
satz 1 zu entscheiden. Die Republik Grie­

chenland mache nämlich geltend, daß Pari­
bas sich nicht unmittelbar auf diese Richtli­
nien habe berufen können, weil diese inhalt­
lich weder genau noch unbedingt seien und 
die Mitgliedstaaten weiter das Recht hätten, 
die Art und die Rechtmäßigkeit der Ge­
schäfte zu überprüfen. Im übrigen seien die 
Bestimmungen des Dekrets Nr. 170/86 des 
Präsidenten nicht mit Rückwirkung zum 
1. Januar 1981 ausgestattet. Ein neuer Ent­
wurf eines Dekrets, der in seinem Wortlaut 
dem Dekret aus dem Jahre 1986 entspreche, 
aber die Rückwirkung einführe, befinde sich 
im Stadium der Veröffentlichung. Solange 
jedoch Inhalt und Inkrafttreten dieses De­
krets unsicher seien, könne die Kommission 
die Klage weder ganz noch teilweise zu­
rücknehmen. 

3. Ihre Rechtsprechung erkennt ein Inter­
esse der Kommission an, eine Klage wegen 
Vertragsverletzung auch dann aufrechtzuer­
halten, wenn nach Ablauf der in der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme gesetz­
ten Frist hinreichende Änderungen im Recht 
des beklagten Mitgliedstaats eingetreten 
sind, denn 

„ein sachliches Interesse an einem Urteil des 
Gerichtshofes nach den Artikeln 169 und 
171 des Vertrages (kann) deshalb bestehen, 
weil dieses die Grundlage für eine Haftung 
abgeben kann, die möglicherweise einen 
Mitgliedstaat infolge seiner Pflichtverlet­
zung gegenüber anderen Mitgliedstaaten, 
der Gemeinschaft oder einzelnen trifft" 3. 

3 — Urteil des Gerichtshofes vom 7. Februar 1973 in der 
Rechtssache 39/72, Kommission/Italienische Republik, Slg. 
1973, 101, Randnr. 11; bestätigt durch Urteile des Ge­
richtshofes vom 5. Juni 1986 in der Rechtssache 103/84, 
Slg. 1986, 1759, vom 20. Februar 1986 in der Rechtssache 
309/84, Slg. 1986, 599, und zuletzt vom 17. Juni 1987 in 
der Rechtssache 154/85, Kommission/Italienische Repu­
blik, Slg. 1987, 2717. 
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4. Was die erste Rüge angeht, bestreitet die 
Republik Griechenland nicht, daß die bei­
den Richtlinien mit dem Inkrafttreten der 
Akte über den Beitritt hätten umgesetzt sein 
müssen. Die Vertragsverletzung steht also 
insoweit fest. Es besteht nach der zitierten 
Rechtsprechung „ein sachliches Interesse" 
an ihrer Feststellung. 

5. Mit den beiden anderen Rügen beanstan­
det die Kommission lediglich die Praxis 
Griechenlands gegenüber Paribas. Sie hat in 
ihren Antworten auf die Fragen des Ge­
richtshofes und in der Sitzung zum Aus­
druck gebracht, daß ihre Klage nicht nur 
auf die Feststellung gerichtet sei, daß Grie­
chenland gegen seine Verpflichtungen ver­
stoßen habe, indem es der Paribas — die 
letztlich zu ihrem Recht kam — nicht er­
laubte, die betreffenden Gelder auszufüh­
ren; vielmehr solle eine auch andere Fälle 
betreffende Praxis Griechenlands geahndet 
und vor allem festgestellt werden, daß die 
betreffenden Richtlinien unmittelbar an­
wendbar seien. 

6. Ihrer Rechtsprechung ist zu entnehmen, 
daß das Interesse der Kommission an der 
Feststellung einer Vertragsverletzung, die 
nach Ablauf der in einer mit Gründen verse­
henen Stellungnahme gesetzten Frist nicht 
abgestellt ist, vermutet werden kann4 und 
daß allein dieses Organ darüber entscheiden 
kann, ob' die Aufrechterhaltung oder die 
Rücknahme seiner Klage angebracht ist. So­
mit kann das Klageinteresse der Kommis­
sion hinsichtlich des „Falls Paribas" nicht 
bezweifelt werden. Der Hinweis auf ähnli­

che Fälle bedeutet nach meinem Verständ­
nis, daß mit der in vorliegender Rechtssache 
zu treffenden Entscheidung allen Praktiken 
dieser Art begegnet werden könnte, nicht 
aber, daß damit eine Entscheidung über 
diese Praktiken beantragt wird. 

Ein solcher Antrag wäre im übrigen auch 
unzulässig, weil nur die Paribas betreffen­
den Tatsachen in der mit Gründen versehe­
nen Stellungnahme erwähnt wurden. 

7. Hinsichtlich des berechtigten Interesses, 
gewisse Bestimmungen der Richtlinien für 
unmittelbar anwendbar erklären zu lassen, 
haben Sie bereits entschieden, daß die Arti­
kel 169 bis 171 

„darauf [abzielen], daß Verstöße und deren 
Folgen in Vergangenheit und Zukunft tat­
sächlich beseitigt werden" 5, 

und daß 

„die nach den Artikeln 169 bis 171 erlasse­
nen Urteile in erster Linie die Festlegung 
der Aufgaben der Mitgliedstaaten im Fall 
der Verletzung ihrer Pflichten zum Gegen­
stand haben"6. 

Im vorliegenden Fall geht es nur darum, 
über die geltend gemachte Mißachtung der 
Verpflichtungen aus den den beklagten Mit­
gliedstaat bindenden Rechtsakten zu ent­
scheiden, welche Wirkung auch immer diese 
Rechtsakte in dessen interner Rechtsord-

4 — In diesem Sinne das Urteil des Gerichtshofes vom 4. April 
1974 in der Rechtssache 167/73, Kommission/Französische 
Republik, Slg. 1974, 359, Randnr. 15: „Bei Wahrnehmung 
der ihr in den Artikeln 155 und 169 eingeräumten Zustän­
digkeiten braucht die Kommission kein Klageinteresse 
nachzuweisen, da ihr kraft ihres Amtes im allgemeinen In­
teresse der Gemeinschaft die Aufgabe zufällt, die Ausfüh-

' rung des Vertrages durch die Mitgliedstaaten zu überwa­
chen und etwaige Verstöße gegen vertragliche Verpflich­
tungen aufzudecken, damit sie abgestellt werden." 

5 — Urteil des Gerichtshofes vom 12. Juli 1973 in der Rechtssa­
che 70/72, Kommission/Bundesrepublik Deutschland, Slg. 
1973, 813, Randnr. 13. 

6 — Urteil des Gerichtshofes vom 14. Dezember 1982 in den 
verbundenen Rechtssachen 314 bis 316/81 und 83/82, Pro­
cureur de la République und Comité national de défense 
contre l'alcoolisme/Alex Waterkeyn und andere; Procureur 
de la République/Jean Cayard und andere, Slg. 1982, 
4337, Randnr. 15. 
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nung haben mögen. Die Frage der unmittel­
baren Wirkung ist nämlich dem Vertrags­
verletzungsverfahren fremd. Daraus folgt, 
daß die Prüfung des Streitfalls hinsichtlich 
der beiden letzten Rügen auf die Verpflich­
tungen der Republik Griechenland zu be­
schränken ist, die dieser bezüglich der Er­
laubnis der Repatriierung oder der Konver­
tibilität der durch Paribas in Wertpapieren 
angelegten Gelder und der Zinsen hieraus 
oblagen. 

8. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die 
zweite Rüge begründet ist. Dies haben im 
übrigen die zuständigen griechischen Behör­
den im Laufe des Verfahrens mittelbar ein­
geräumt, indem sie schließlich den gesamten 
Liquidationserlösen aus den Wertpapieran­
lagen der Paribas freie Konvertibilität zuer­
kannt hat. So hat auch der beklagte Staat in 
seiner Gegenerwiderung das ursprünglich in 
der Klagebeantwortung vorgebrachte 
Hauptargument, wonach die in Rede ste­
henden Geschäfte nicht in den Anwen­
dungsbereich der beiden Richtlinien fielen, 
aufgegeben und schließlich geltend ge­
macht, daß die Erlaubnis mit einer in der 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit und der 
Echtheit des Geschäfts begründeten Verspä­
tung erteilt worden sei. Dieses Überprü­
fungserfordernis vermag die gerügte Ver­
tragsverletzung nicht zu beseitigen. 

9. Die „angewachsenen" Zinsen schließlich, 
seien es die aus der Kapitalanlage oder die 
aus der Einlage auf dem Sperrkonto, sind 
als „laufende Zahlungen" im Sinne von Ar­
tikel 67 Absatz 2 EWG-Vertrag einzustufen. 
Der Umstand, daß die Kommission auch 
Artikel 106 Absatz 1 in die Bezugsvermerke 
aufgenommen hat, zeigt die praktische 
Schwierigkeit auf, Zahlungen, die unter Ar­
tikel 67 Absatz 2 fallen, von den „Zahlun­
gen, die sich auf den Kapitalverkehr bezie­
hen", im Sinne von Artikel 106 zu unter­
scheiden. Die zuletzt genannte Vorschrift 
hat einen engeren Anwendungsbereich als 
Artikel 67 Absatz 2, weil sie nur anwendbar 
ist, „soweit der... Kapitalverkehr... zwi­
schen den Mitgliedstaaten nach (dem) Ver­
trag liberalisiert ist". Artikel 67 Absatz 2 
enthält diese Einschränkung dagegen nicht. 
Im vorliegenden Fall erscheint zwar die An­
wendung von Artikel 106 Absatz 1 ausrei­
chend, weil es sich um Zinsen aus einem 
vorbehaltlos liberalisierten Geschäft handelt, 
doch ist gleichwohl Artikel 67 Absatz 2 an­
zuwenden, weil die Wirkungen dieser Be­
stimmung im Bereich der Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs weiter gehen. 

10. Demzufolge beantrage ich, 

— festzustellen, daß 

die Republik Griechenland dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus den Arti­

keln 2, 143 und 145 der Akte über die Bedingungen ihres Beitritts zu den 

Europäischen Gemeinschaften und aus dem Vertrag zur Gründung der Euro­

päischen Wirtschaftsgemeinschaft, namentlich gegen dessen Artikel 67 Absatz 

2, verstoßen hat, 
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— daß sie nicht zum 1. Januar 1981 die erforderlichen innerstaatlichen Maß­
nahmen getroffen hat, um den Bestimmungen der Richtlinie vom 11. Mai 
1960 zur Durchführung des Artikels 67 des Vertrages in der Fassung der 
Richtlinie 63/21 vom 18. Dezember 1962 zur Ergänzung und Anderung 
dieser Richtlinie nachzukommen, 

— daß sie der Banque de Paris et des Pays-Bas (Belgien) die Erlaubnis versagt 
hat, den Liquidationserlös aus Anlagen in inländischen, an der Börse ge­
handelten Wertpapieren frei zu repatriieren oder einem konvertiblen Konto 
gutzuschreiben, 

— daß sie nicht den Transfer aller Zinsen aus diesen Kapitalanlagen aus Grie­
chenland erlaubt hat; 

— der Republik Griechenland die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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